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I. Sitz und Zweck
der Genossenschaft

§ 1 Firma und Sitz

(1) Die Firma der Genossenschaft
lautet:

The Generation Forest eG

(2) Der Sitz der Genossenschaft ist
Hamburg.

§ 2 Zweck und Gegenstand

(1) Zweck der Genossenschaft ist die
wirtschaftliche Förderung und Be-
treuung der Mitglieder und deren
sozialer und kultureller Belange im
Rahmen des Unternehmensgegen-
standes gemäß Absatz (2).

(2) Gegenstand der Genossenschaft
ist die nachhaltige Aufforstung von
Wald, die anschließende landund
forstwirtschaftliche Nutzung unter
Beachtung ökologischer, ökonomi-
scher und ethischer Grundsätze so-
wie die Vermarktung von Produkten
aus nachhaltiger Produktion. Zum
Unternehmensgegenstand
gehören daher:

a) Der gemeinschaftliche Einkauf
oder die Pacht von Landflächen, die
für die Pflanzung von Wäldern benö-
tigt werden.

b) Die Pflanzung und Erforschung von
Wäldern nach dem Prinzip des „Gene-
ration Forest“.

c) Die Information und Beratung der
Mitglieder und der Öffentlichkeit in
allen mit dem Gegenstand der Ge-
nossenschaft verbundenen Fragen.

d) Die Genossenschaft kann ihren
Geschäftsbetrieb auch auf die Nut-
zung weiterer nachhaltiger und um-
weltverträglicher Nutzungsformen
ausdehnen. Weiterhin kann sie Wald
und landwirtschaftliche Flächen in al-
len Rechts- und Nutzungsformen er-
werben, bewirtschaften, vermitteln,
veräußern und betreuen; sie kann
alle im Bereich der Wald- und Land-
wirtschaft anfallenden Arbeiten über-
nehmen und sich hierzu auch Dritter
bedienen.

e) Die Weiterverarbeitung und Veräu-
ßerung von zertifiziert und nachhaltig
erzeugtem Edelholz sowie die in § 2
Absatz 2 lit. d genannten Gegenstän-
de der Genossenschaft sollen insbe-
sondere in Deutschland stattfinden.

(3) Die Genossenschaft darf nur Auf-
forstungen pflanzen, forst- und land-
wirtschaftliche Flächen bewirtschaf-
ten, Holz sowie weitere Produkte
und Umweltdienstleistungen aus
ihnen anbieten und verarbeiten und
Erzeugnisse veräußern, die sowohl
den ökologischen (§ 2 Absatz 3 lit. a),
gesellschaftlichen (§ 2 Absatz 3 lit.
b) und wirtschaftlichen (§ 2 Absatz 3
lit. c) Richtlinien der Genossenschaft
entsprechen. Die aufgeführten Richt-
linien in den vorgenannten Absätzen
sind bei Ausweitung der Geschäfte
oder bei sich ändernden Umständen
entsprechend anzupassen. Die Orga-
ne der Genossenschaft sind jederzeit
berechtigt, die Erfüllung der vorge-
nannten Voraussetzungen durch ge-
eignete Sachverständige auf Kosten
der Genossenschaft überprüfen zu
lassen.

(a) Im Vergleich zur Landnutzungs-
form, die vor der Wiederaufforstung
angetroffen wird, sollen folgende Um-
weltindikatoren messbar ansteigen:

- Dauerhafte Waldfläche,
- Bindung von Kohlenstoffdioxid,
- Artenvielfalt.

(b) Im Vergleich zur Landnutzungs-
form, die vor der Wiederaufforstung

angetroffen wird, sollen folgende ge-
sellschaftliche Indikatoren messbar 
ansteigen:

- Arbeitsplätze für die in den Wieder-
aufforstungen arbeitende einheimi-
sche Landbevölkerung,
- Forstfachliche und persönliche Fä-
higkeiten und Kenntnisse der in den
Wiederaufforstungen arbeitenden
einheimischen Bevölkerung.

(c) Im Vergleich zur Landnutzungs-
form, die vor der Wiederaufforstung
angetroffen wird, sollen folgende
wirtschaftliche Indikatoren messbar
ansteigen:
- Erzeugung von Holz durch Verwen-
dung geeigneter waldbaulicher Tech-
niken, Wachstumsoptimierung und
Schutz der Bäume vor Schäden durch
Feuer, Krankheiten und Seuchen.

(4) Die Ausdehnung des Geschäfts-
betriebes auf Nichtmitglieder ist zu-
gelassen.

(5) Die Genossenschaft ist ein Sozial-
unternehmen mit dem Ziel, das Prob-
lem der Entwaldung auf unternehme-
rische Art zu lösen. Aufforstung führt
in der Regel erst zu einem späten
Zeitpunkt zu einem wirtschaftlichen
Ertrag.
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(6) Es darf keine Person durch Aus-
gaben, die dem Zweck der Genossen-
schaft widersprechen, oder durch un-
verhältnismäßig hohe Vergütungen 
begünstigt werden.

(7) Die Dauer der Genossenschaft ist 
unbestimmt.

(8) Die Genossenschaft kann sich an 
anderen Unternehmen beteiligen 
und/oder deren Haftungsverhältnis-
se übernehmen, andere Unterneh-
men gründen oder solche erwerben, 
sofern dies im Interesse des Förder-
zweckes liegt.

(9) Die Genossenschaft verfolgt den 
weiteren Zweck, mit ihrer Geschäfts-
tätigkeit eine erheblich positive Wir-
kung auf das Gemeinwohl sowie die 
Umwelt zu erzielen.

II. Mitgliedschaft

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Mitglieder können werden:

a) Natürliche Personen,

b) Personengesellschaften,

c) Juristische Personen des privaten 

und öffentlichen Rechts.

(2) Die Mitgliedschaft wird erworben 
durch:

a) eine von den Beitretenden zu un-
terzeichnende unbedingte Beitrittser-
klärung, die den Anforderungen des 
Genossenschaftsgesetzes entspre-
chen muss und

b) die Zulassung des Beitritts durch 
den Vorstand.

(3) Das Mitglied ist unverzüglich in 
die Mitgliederliste einzutragen und 
hierüber zu benachrichtigen. Im Fal-
le der Ablehnung ist der Antragsteller 
unverzüglich unter Rückgabe der Bei-
trittserklärung zu benachrichtigen.
Mitglieder im Sinne des § 3 Absatz 1 
können als investierende Mitglieder 
zugelassen werden. 

§ 4 Investierende Mitglieder

Investierende Mitglieder haben die 
gleichen Rechte und Pflichten wie or-
dentliche Mitglieder, es sei denn, das 
GenG oder die Satzung (vgl. § 26 Ab-
satz 8) bestimmen etwas anderes. In 
Anlehnung des § 8 Absatz 2 S. 2 GenG 
können investierende Mitglieder in 
keinem Fall die ordentlichen Mitglie-

der überstimmen und Beschlüsse, 
die nach Gesetz oder Satzung einer 
Mehrheit von 90 % der abgegebenen 
Stimmen bedürfen, können von den 
investierenden Mitgliedern nicht ver-
hindert werden. Die Aufnahme der 
investierenden Mitglieder bedarf der 
Zustimmung des Aufsichtsrates.

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch:

a) Kündigung (§ 6),

b) Übertragung des Geschäftsgutha-
bens (§ 7),

c) Tod (§ 8),

d) Auflösung oder Erlöschen einer 
juristischen Person oder einer Perso-
nengesellschaft (§ 9),

e) Ausschluss (§ 10).

§ 6 Kündigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft kann zum 
Schluss eines Geschäftsjahres unter 
Einhaltung einer Frist von einem Jahr 
zum Ende des jeweiligen Geschäfts-
jahres kündigt werden.

(2) Ist ein Mitglied mit mehreren Ge-
schäftsanteilen beteiligt, kann es 
schriftlich einen oder mehrere Ge-
schäftsanteile unter Einhaltung einer
Frist von sechs Monaten zum Ende 
des jeweiligen Geschäftsjahres kün-
digen.

(3) Die Kündigung muss schriftlich er-
folgen und der Genossenschaft min-
destens sechs Monate vor Schluss 
des Geschäftsjahres zugehen.

(4) Das Mitglied scheidet aus der Ge-
nossenschaft zu dem Jahresschluss 
aus, zu dem die Kündigung fristge-
recht erfolgt ist.

§ 7 Übertragung des Geschäftsgut-
habens

(1) Ein Mitglied kann jederzeit das eige-
ne Geschäftsguthaben ganz oder teil-
weise durch schriftliche Vereinbarung 
auf eine andere Person übertragen.
Überträgt ein Mitglied das eigene
Geschäftsguthaben in vollem Um-
fang auf eine andere Person, scheidet 
es hierdurch aus der Genossenschaft 
ohne Auseinandersetzung aus. Die 
Übertragung bedarf der Zustimmung 
des Vorstandes.
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(2) Ist die bedachte Person nicht Mit-
glied der Genossenschaft, so muss 
sie die Mitgliedschaft erwerben. Ist 
die bedachte Person bereits Mitglied, 
so ist das Geschäftsguthaben der 
ausgeschiedenen Person ihrem Ge-
schäftsguthaben zuzuschreiben.

(3) Für die Übertragung von Ge-
schäftsguthaben wird eine dem Auf-
wand nach angemessene Gebühr 
erhoben, über die der Vorstand be-
schließt.

§ 8 Beendigung der Mitgliedschaft 
im Todesfall

Mit dem Tod scheidet ein Mitglied 
aus; die Mitgliedschaft geht aber mit 
allen Rechten und Pflichten auf die 
Erbenden über, sofern das Mitglied 
keine anderweitige rechtlich wirk-
same Verfügung getroffen hat. Sind 
mehrere Erbende vorhanden und 
teilen diese nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Todesfall der Ge-
nossenschaft schriftlich mit, wem von
ihnen die Mitgliedschaft allein über-
lassen worden ist, so endet diese mit 
dem Schluss des Geschäftsjahres, in 
dem die Frist abgelaufen ist. Meh-
rere Erbende können Erklärungen 
gegenüber der Genossenschaft nur 
durch eine gemeinschaftliche Ver-

tretung abgeben. Das gleiche gilt für 
die Ausübung des Stimmrechts in der 
Generalversammlung. Die gemein-
schaftliche Vertretung ist der Genos-
senschaft unverzüglich schriftlich zu
benennen.

§ 9 Beendigung der Mitgliedschaft 
durch Auflösung oder Erlöschen 
einer juristischen Person oder Per-
sonengesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine 
Personengesellschaft, die Mitglied der 
Genossenschaft ist, aufgelöst oder er-
lischt sie, so endet die Mitgliedschaft 
mit dem Schluss des Geschäftsjahres, 
in dem die Auflösung oder das Erlö-
schen wirksam geworden ist. Führt 
die Auflösung oder das Erlöschen 
zu einer Gesamtrechtsnachfolge, so 
setzt die gesamtrechtsnachfolgende 
Person die Mitgliedschaft bis zum 
Schluss des Geschäftsjahres fort.

§ 10 Ausschluss eines Mitglieds

(1) Ein Mitglied kann zum Schluss des 
Geschäftsjahres aus der Genossen-
schaft aus den gem. § 68 GenG ge-
nannten Gründen ausgeschlossen 
werden,

a) wenn es nicht die Fähigkeit besitzt, 

öffentliche Ämter zu bekleiden, an öf-
fentlichen Wahlen teilzunehmen oder 
gewählt zu werden, das gilt sinnge-
mäß für die zur gesetzlichen Vertre-
tung juristischer Personen berufenen 
Organe sowie die vertretungsberech-
tigten Teilhabenden von Personenge-
sellschaften;

b) wenn es trotz schriftlicher Auf-
forderung und nachfolgender Ab-
mahnung nicht die ihm oder ihr nach 
Gesetz oder Satzung oder Vertrag 
obliegenden Verpflichtungen erfüllt. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn 
dadurch die Gefahr einer erheblichen 
Beeinträchtigung des Ansehens der 
Genossenschaft, ihrer Leistungsfähig-
keit oder der Belange ihrer Mitglieder 
herbeigeführt wird;

c) wenn es in anderer Weise durch 
ein genossenschaftswidriges Ver-
halten schuldhaft, bei verminderter 
Zurechnungsfähigkeit oder bei Unzu-
rechnungsfähigkeit un- zumutbar das 
Ansehen oder die wirtschaftlichen 
Belange der Genossenschaft oder ih-
rer Mitglieder schädigt oder zu schä-
digen versucht;

d) wenn es unbekannt verzogen und 
bis zum Ende des Geschäftsjahres 
der Aufenthaltsort nicht bekannt ist. 

Der Ausschluss wird in diesem Fall 
durch Veröffentlichung auf der eige-
nen Website der Genossenschaft 
nach Vorstandsbeschluss bekannt- 
gegeben;

e) wenn die Voraussetzungen für 
die Aufnahme in die Genossenschaft 
nicht vorhanden waren oder nicht 
mehr vorhanden sind;

f) wenn im Falle der Mitgliedschaft 
von Personengesellschaften oder 
juristischen Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts bereits aus 
der Genossenschaft ausgeschlossene 
Personen eine maßgebliche Gesell-
schafterstellung 
innehaben oder maßgeblichen Ein-
fluss auf die Geschäftspolitik aus-
üben.

(2) Der Ausschluss erfolgt durch Be-
schluss des Vorstandes. Dem auszu-
schließenden Mitglied ist vorher die 
Möglichkeit zu geben, sich zu dem 
beabsichtigten Ausschluss zu äußern.

(3) Der Ausschließungsbeschluss ist 
der ausgeschlossenen Person durch 
eingeschriebenen Brief mitzuteilen. 
Vom Zeitpunkt der Absendung des 
Briefes an kann diese an einer General-
versammlung nicht mehr teilnehmen.
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(4) Ein Mitglied des Vorstandes oder 
des Aufsichtsrates kann nur durch 
Beschluss der Generalversammlung 
ausgeschlossen werden.

§ 11 Auseinandersetzung

(1) Mit der ausgeschiedenen Person 
hat sich die Genossenschaft ausein-
anderzusetzen. Maßgebend ist der 
von der Generalversammlung fest-
gestellte Jahresabschluss für das Ge-
schäftsjahr, zu dessen Ende das Mit-
glied ausgeschieden ist. Im Falle der 
Übertragung des Geschäftsgutha-
bens (§ 7)  findet keine Auseinander-
setzung statt.

(2) Das Auseinandersetzungsgut-
haben wird grundsätzlich nach dem 
Geschäftsguthaben (§ 37) berechnet. 
Verlustvorträge sind im Verhältnis 
der Geschäftsanteile berücksichtigt.

(3) Die Genossenschaft ist berechtigt,
bei der Auseinandersetzung die ihr 
gegen das ausgeschiedene Mitglied 
zustehenden fälligen Forderungen 
gegen das auszuzahlende Guthaben 
aufzurechnen. Der Genossenschaft 
haftet das Auseinandersetzungsgut-
haben des Mitglieds für einen et-
waigen Ausfall, insbesondere im In-
solvenzverfahren des Mitglieds. Die 

Abtretung und Verpfändung des Aus-
einandersetzungsguthabens an Drit-
te ist nur mit Zustimmung der Genos-
senschaft zulässig. Eine Aufrechnung
des Auseinandersetzungsguthabens
durch das Mitglied gegen dessen Ver-
bindlichkeiten gegenüber der Genos-
senschaft ist nicht gestattet.
(4) Das Auseinandersetzungsgutha-
ben ist der ausgeschiedenen Person 
binnen sechs Monaten seit dem Ende 
des Geschäftsjahres, zu dem das Aus-
scheiden erfolgt ist, auszuzahlen – vor-
behaltlich der Regelungen in Absatz 5.

(5) Soweit durch die Auszahlung des 
Auseinandersetzungsguthabens das 
satzungsgemäße Mindestkapital der 
Genossenschaft (§ 37, Absatz 4) un-
terschritten würde, ist der Anspruch 
auf Auseinandersetzung ganz oder 
teilweise ausgesetzt, bis die Auszah-
lung ohne Unterschreitung des Min-
destkapitals wieder möglich ist. Von 
einer Aussetzung betroffene Ansprü-
che aus Vorjahren werden, auch im 
Verhältnis zueinander, mit Vorrang 
bedient.

(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten ent-
sprechend für die Auseinanderset-
zung bei der Kündigung einzelner Ge-
schäftsanteile.

§ 12 Rechte der Mitglieder

(1) Alle Mitglieder haben gleiche 
Rechte, sofern das Gesetz oder diese 
Satzung keine Einschränkungen vor-
schreibt. Sie üben diese in Angelegen-
heiten der Genossenschaft gemein-
schaftlich durch Beschlussfassung 
und Wahlen in der Generalversamm-
lung aus.

(2) Jedes Mitglied hat das Recht, nach 
Maßgabe des Genossenschaftsgeset-
zes, dieser Satzung und der zwischen 
ihm oder ihr und der Genossen-
schaft getroffenen Vereinbarungen 
die Leistungen der Genossenschaft 
in Anspruch zu nehmen und an der 
Gestaltung der Genossenschaft mit-
zuwirken.

(3) Aus den Aufgaben der Genos-
senschaft ergibt sich insbesondere 
das Recht jedes Mitgliedes auf Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen 
und Einrichtungen der Genossen-
schaft nach den dafür getroffenen 
Bestimmungen sowie das Recht auf
Teilnahme an sonstigen Vorteilen, 
welche die Genossenschaft ihren 
Mitgliedern nach Maßgabe der auf-
gestellten Richtlinien im Sinne von § 2
Absatz 3 und Absatz 5 gewährt.

(4) Das Mitglied ist aufgrund der Mit-
gliedschaft vor allem berechtigt,

a) das Stimmrecht in der Generalver-
sammlung (§ 26) auszuüben, sofern 
die Teilnahme nicht gemäß § 10 Ab-
satz 3 ausgeschlossen ist;

b) Auskunft in der Generalversamm-
lung zu verlangen (§ 34);

c) Einsicht in die Niederschrift über 
die Beschlüsse der Generalversamm-
lung zu nehmen sowie auf eigene 
Kosten eine Abschrift des in der Ge-
schäftsstelle ausgelegten Jah- resab-
schlusses, des Lageberichts, soweit 
gesetzlich erforderlich, und der Be-
merkungen des Aufsichtsrates zu for-
dern;

d) den Austritt aus der Genossen-
schaft zu erklären (§ 6);

e) das Geschäftsguthaben durch 
schriftliche Vereinbarung auf eine an-
dere Person zu übertragen (§ 7);

f) die Zahlung des Auseinanderset-
zungsguthabens gemäß § 11 zu for-
dern;

g) in einer vom zehnten Teil der Mit-
glieder unterschriebenen Eingabe die 
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Berufung einer außerordentlichen 
Generalversammlung sowie die Fest-
setzung, Änderung und Streichung 
von Tagesordnungspunkten in einer 
bereits einberufenen Generalver- 
sammlung zu fordern;

h) die Ernennung oder Abberufung 
von Liquidatoren:innen in einer vom 
zehnten Teil der Mitglieder unter-
schriebenen Eingabe bei Gericht zu 
beantragen (§ 83 Absatz 4 i. V. m. Ab-
satz 3 GenG).

§ 13 Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Inte-
resse der Genossenschaft zu wahren. 
Es hat insbesondere

a) den Bestimmungen des Genossen-
schaftsgesetzes, der Satzung und den 
Beschlüssen der Generalversamm-
lung nachzukommen;

b) die von ihm oder ihr gezeichneten 
Geschäftsanteile in voller Höhe einzu-
zahlen, Sacheinlagen sind zulässig;

c) Geschäftsanteile nach Maßgabe 
des § 37 zu übernehmen;

d) der Genossenschaft jede Ände-
rung der eigenen Anschrift sowie 

bei Unternehmen Änderungen der 
Rechtsform sowie der Inhabenden  
und Beteiligungsverhältnisse unver-
züglich mitzuteilen;

e) das von der Generalversammlung 
festgesetzte Eintrittsgeld auf jeden 
Geschäftsanteil zu zahlen, das der Ka-
pitalrücklage zugeführt wird.

III. Organe der Genossen-
schaft

§ 14 Organe der Genossenschaft

(1) Die Organe der Genossenschaft 
sind: 
A. Der Vorstand
B. Der Aufsichtsrat
C. Die Generalversammlung

A. Der Vorstand

§ 15 Leitung der Genossenschaft

(1) Der Vorstand leitet die Genossen-
schaft in eigener Verantwortung.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte 
der Genossenschaft gemäß den Vor-
schriften der Gesetze, insbesondere 
des Genossenschaftsgesetzes, der 
Satzung und der Geschäftsordnung 
für den Vorstand.

(3) Der Vorstand vertritt die Genos-
senschaft gerichtlich und außerge-
richtlich nach Maßgabe des § 16 der 
Satzung.

§ 16 Vertretung

(1) Zwei Vorstandsmitglieder können 
rechtsverbindlich für die Genossen-
schaft zeichnen und Erklärungen ab-
geben (gesetzliche Vertretung). Der 
Aufsichtsrat kann einzelne oder alle 
Vorstandsmitglieder von dem Verbot 
der Mehrvertretung des § 181 Alter-
native 2 BGB befreien, ihnen also die 
Befugnis erteilen, bei allen Rechts-
handlungen, welche die Genossen-
schaft mit oder gegenüber Dritten 
vornimmt, zugleich als Vertretung 
Dritter zu handeln und er darf Einzel-
vertretungsbefugnis für einzelne oder 
alle Vorstandsmitglieder erteilen.

(2) Die Vorschriften über die Erteilung 
von Prokura, Handlungsvollmacht 
und sonstigen Vollmachten blei-
ben unberührt (rechtsgeschäftliche 
Vertretung). Näheres regelt die Ge-
schäftsordnung für den Vorstand.

(3) § 25 Absatz 3 GenG bleibt unbe-
rührt.

§ 17 Aufgaben und Pflichten des 
Vorstands

(1) Die Vorstandsmitglieder haben 
bei ihrer Geschäftsführung die Sorg-
falt einer ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleitung einer 
Genossenschaft anzuwenden. Über 
vertrauliche Angaben und Geheim-
nisse, namentlich Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse, die ihnen durch 
die Tätigkeit im Vorstand bekannt 
geworden sind, haben sie auch nach 
ihrem Ausscheiden Stillschweigen zu 
bewahren.

(2) Der Vorstand ist insbesondere 
verpflichtet,

a) eine Geschäftsordnung nach An-
hörung des Aufsichtsrats aufzustel-
len, die vom Vorstand einstimmig zu 
beschließen und von allen Vorstands-
mitgliedern zu unterzeichnen ist;

b) über die Zulassung des Mitglied-
schaftserwerbs und über die Beteili-
gung mit weiteren Geschäftsanteilen 
zu entscheiden sowie die Mitglieder-
liste nach Maßgabe des Genossen-
schaftsgesetzes zu führen;

c) spätestens innerhalb von fünf Mona-
ten nach Ende des Geschäftsjahres den 
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Jahresabschluss und den Lagebericht, 
soweit gesetzlich erforderlich, aufzu-
stellen, dem Aufsichtsrat unverzüglich 
und sodann mit dessen Bemerkungen 
der Generalversammlung zur Feststel-
lung des Jahresabschlusses vorzulegen;

d) dem Prüfungsverband Einberu-
fung, Termin, Tagesordnung und An-
träge für die Generalversammlung 
rechtzeitig anzuzeigen;

e) dem Prüfungsverband von be-
absichtigten Satzungsänderungen 
rechtzeitig Mitteilung zu machen;

f) im Prüfungsbericht festgehaltene 
Mängel abzustellen und dem Prü-
fungsverband darüber zu berichten.

(3) Die Mitglieder des Vorstands 
haben im Rahmen ihrer Geschäfts-
führungstätigkeit die Auswirkungen 
ihres Handelns auf:

(a) die Mitglieder der Genossen-
schaft;

(b) die Mitarbeitenden der Genossen-
schaft, ihrer Tochtergesellschaften 
und ihrer Zulieferbetriebe;

(c) die Kundschaft als Nutznießende 
des Bestrebens der Genossenschaft, 

einen erheblich positiven Einfluss auf 
das Gemeinwohl sowie die Umwelt zu 
erzielen;

(d) die Gemeinden, in denen die Ge-
nossenschaft, ihre Tochtergesell-
schaften oder ihre Zulieferbetriebe 
ansässig sind;

(e) die Umwelt vor Ort sowie im glo-
balen Kontext;

(f) die kurz- und langfristigen Interes-
sen der Genossenschaft;

(g) die zuvor genannten Personen-
gruppen, gemeinsam die „Stakehol-
der:innen“, zu berücksichtigen. Die 
Mitglieder des Vorstands haben im 
Rahmen ihrer Geschäftsführungstä-
tigkeit den Erfolg der Genossenschaft
nach bestem Wissen und Gewissen 
zu fördern, ohne dass von ihnen ver-
langt werden kann, die Belange ein-
zelner oder mehrerer Stakeholder:in-
nen vorrangig zu berücksichtigen.

§ 18 Berichterstattung gegenüber 
dem Aufsichtsrat

Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat 
mindestens halbjährlich, auf Verlan-
gen auch in kürzeren Zeitabständen, 
u. a. vorzulegen:

a) eine Übersicht über die geschäftli-
che Entwicklung der Genossenschaft 
im abgelaufenen Zeitraum anhand 
von betriebswirtschaftlichen Auswer-
tungen;

b) eine Aufstellung über die Gesamt-
verbindlichkeiten der Genossenschaft 
einschließlich der Wechselverpflich-
tungen und des Bürgschaftsobligos;

c) einen Geschäftsplan für die nächs-
ten zwölf Monate und einen Ausblick 
auf die weitere Zukunft.

§ 19 Zusammensetzung und Dienst-
verhältnis

(1) Der Vorstand besteht aus mindes-
tens zwei natürlichen Personen und
maximal fünf Personen, die Mitglied 
der Genossenschaft sein müssen. Die 
Bestellung weiterer Vorstandsmitglie-
der ist zulässig. Der Aufsichtsrat kann 
ein Vorstandsmitglied zum:zur Vorsit-
zende:n und ein weiteres Vorstands-
mitglied zu seinem:ihrer Stellvertre-
ter:in ernennen.

(2) Die Vorstandsmitglieder werden 
vom Aufsichtsrat für die Dauer von 
drei Jahren bestellt.

(3) Der oder die Aufsichtsratsvor-

sitzende unterzeichnet namens der 
Genossenschaft die Dienstverträge 
mit den Vorstandsmitgliedern. Mit-
glieder des Vorstandes können den 
Abschluss einer angemessenen D&O-
Versicherung auf Kosten der Genos-
senschaft verlangen.

(4) Die Kündigung des Dienstverhält-
nisses eines Vorstandsmitglieds unter 
Einhaltung der vertraglichen oder ge-
setzlichen Frist sowie der Abschluss 
von Aufhebungsvereinbarungen ist 
nur durch Beschluss des Aufsichtsra-
tes möglich. Für die außerordentliche 
Kündigung des Dienstverhältnisses 
aus wichtigem Grund (fristlose Kün-
digung) ist die Generalversammlung 
zuständig. Die Beendigung des
Dienstverhältnisses hat die Aufhe-
bung der Organstellung zur Folge.

(5) Der Aufsichtsrat ist befugt, nach 
seinem Ermessen Mitglieder des 
Vorstands vorläufig bis zur Entschei-
dung der ohne Verzug zu berufen-
den Generalversammlung von ihren 
Geschäften zu entheben und wegen 
einstweiliger Fortführung derselben 
das Erforderliche zu veranlassen.

§ 20 Willensbildung

(1) Der Vorstand ist beschlussfähig, 
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wenn mehr als die Hälfte seiner Mit-
glieder mitwirkt. Er fasst seine Be-
schlüsse mit Mehrheit der gültig 
abgegebenen Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit gilt ein Antrag als ab-
gelehnt. Hat der Aufsichtsrat eine:n 
Vorstandsvorsitzende:n ernannt, so 
gibt seine:ihre Stimme bei Abstim-
mungen im Vorstand und bei Stim-
mengleichheit den Ausschlag. Glei-
ches gilt für die Stimme seines:ihrer 
Stellvertreters:Stellvertreterin bei
Abwesenheit des:der Vorsitzenden.

(2) Beschlüsse, die über den regelmä-
ßigen Geschäftsbetrieb hinausgehen, 
sind zu pro- tokollieren. Die Protokol-
le sind fortlaufend zu nummerieren 
und von den an der Beschlussfassung 
beteiligten Vorstandsmitgliedern zu 
unterzeichnen.

§ 21 Teilnahme an Sitzungen des 
Aufsichtsrats

Die Mitglieder des Vorstands sind ver-
pflichtet, an den Sitzungen des Auf-
sichtsrats teilzunehmen wenn dies 
vom Aufsichtsrat gefordert wird. In den 
Sitzungen des Aufsichtsrats hat der 
Vorstand die erforderlichen Auskünfte 
über geschäftliche Angelegenheiten zu 
erteilen. Bei der Beschlussfassung des 
Aufsichtsrats haben die Mitglieder des 

Vorstands kein Stimmrecht.

B. Aufsichtsrat

§ 22 Aufgaben und Pflichten

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäfts-
führung des Vorstands zu überwa-
chen. Zu diesem Zweck hat er sich 
über die Angelegenheiten der Genos-
senschaft zu unterrichten. Er kann 
jederzeit hierüber Berichterstattung 
von dem Vorstand verlangen und 
selbst oder durch einzelne von ihm zu 
bestimmende Mitglieder die Bücher 
und Schriften der Genossenschaft 
einsehen sowie den Kassenbestand 
und die Bestände an Wertpapieren 
und Handelspapieren prüfen.

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahres-
abschluss, den Lagebericht, soweit 
gesetzlich erforderlich, und den Vor-
schlag des Vorstands für die Verwen-
dung eines Jahresüberschusses oder 
die Deckung eines Jahresfehlbetrages 
zu prüfen. Er hat sich darüber zu äu-
ßern und der Generalversammlung 
vor Feststellung des Jahresabschlus-
ses Bericht zu erstatten.

(3) Der Aufsichtsrat kann zur Erfül-
lung seiner gesetzlichen und sat-
zungsmäßigen Pflichten aus seiner 

Mitte Ausschüsse bilden und sich der 
Hilfe von Sachverständigen auf Kos-
ten der Genossenschaft bedienen. 
Soweit der Aufsichtsrat Ausschüsse 
bildet, bestimmt er, ob diese bera-
tende oder entscheidende Befugnis 
haben; außerdem bestimmt er die 
Zahl der Ausschussmitglieder. Ein 
Ausschuss muss mindestens aus drei 
Personen bestehen. Ein Ausschuss 
ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
Für die Beschlussfassung gilt ergän-
zend § 25 der Satzung.

(4) Einzelheiten über die Erfüllung der 
dem Aufsichtsrat obliegenden Pflich-
ten regelt die Geschäftsordnung des 
Aufsichtsrats. Sie ist vom Aufsichtsrat 
nach Anhörung des Vorstands aufzu-
stellen und jedem Mitglied des Auf-
sichtsrats gegen Empfangsbescheini-
gung auszuhändigen.

(5) Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
haben bei ihrer Tätigkeit die Sorgfalt 
eines ordentlichen und gewissenhaf-
ten Aufsichtsratsmitglieds einer Ge-
nossenschaft anzuwenden. Sie haben 
über alle vertraulichen Angaben und 
Geheimnisse der Genossenschaft so-
wie der Mitglieder und Kundschaft, 
die ihnen durch die Tätigkeit im Auf-
sichtsrat bekannt geworden sind, 

Stillschweigen zu bewahren, und 
zwar auch nach ihrem Ausscheiden.
(6) Die Aufsichtsratsmitglieder dürfen 
keine nach dem Geschäftsergebnis 
bemessene Vergütung (Tantieme) be-
ziehen. Dagegen kann neben dem Er-
satz der Auslagen eine Aufsichtsrats-
vergütung gewährt werden, über die 
die Generalversammlung beschließt.

§ 23 Gemeinsame Sitzungen von 
Vorstand und Aufsichtsrat

(1) Über folgende Angelegenheiten 
beschließen Vorstand und Aufsichts-
rat nach gemeinsamer Beratung und 
durch getrennte Abstimmung:

a) den Erwerb, die Bebauung, die 
Belastung und die Veräußerung von 
Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten;

b) den Abschluss oder die Beendi-
gung von Verträgen mit besonderer 
Bedeutung, soweit die beabsichtigte 
Maßnahme über den gewöhnlichen 
Geschäftsbetrieb der Genossenschaft 
hinausgeht;

c) den Erwerb und die Veräußerung 
von dauernden Beteiligungen;

d) die Verwendung der Rücklagen ge-
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mäß § 39 Absatz 2 der Satzung;

e) die Errichtung von Zweigniederlas-
sungen;

f) die Erteilung und den Widerruf von 
Prokura;

g) den Beitritt zu Organisationen und 
Verbänden;

h) die Ausschüttung einer Rückvergü-
tung (§ 43 Absatz 1 der Satzung);

i) den Beitritt zu oder die Kündigung 
der Mitgliedschaft in einem genos-
senschaftlichen Prüfungsverband.

j) Entscheidungen des Vorstandes, 
die um 20 % vom Geschäftsplan ab-
weichen.

(2) Gemeinsame Sitzungen werden 
von dem oder der Vorsitzenden des 
Aufsichtsrats bzw. dessen oder deren 
Stellvertreter:in einberufen. Für die 
Einberufung gilt § 25 Absatz 4 Satz 2 
der Satzung entsprechend.

(3) Den Vorsitz in den gemeinsamen 
Sitzungen führt der oder die Vorsit-
zende des Aufsichtsrats bzw. dessen 
oder deren Stellvertreter:in.

(4) Vorstand und Aufsichtsrat sind be-
schlussfähig, wenn mehr als die Hälf-
te der Mitglieder des Vorstands und 
mehr als die Hälfte der Mitglieder des 
Aufsichtsrats anwesend ist.
(5) Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er 
nicht die Mehrheit sowohl im Vor-
stand als auch im Aufsichtsrat findet.

(6) Beschlüsse sind zu Beweiszwe-
cken in einem gemeinsamen Proto-
koll festzuhalten; das Ergebnis der 
getrennten Abstimmung ist hierbei 
festzuhalten; ergänzend gelten § 20 
Absatz 2 und § 25 Absatz 5 der Sat-
zung entsprechend.

§ 24 Zusammensetzung und Wahl

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus min-
destens drei natürlichen Personen, 
die Mitglied der Genossenschaft sein
müssen und die von der Generalver-
sammlung gewählt werden. Der Auf-
sichtsrat wählt aus seiner Mitte eine:n
Vorsitzende:n und dessen oder deren 
Stellvertreter:in.

(2) Bei der Wahl der Mitglieder des 
Aufsichtsrats muss jede wahlberech-
tigte Person die Möglichkeit haben, 
über einzelne Kandidierende abzu-
stimmen. Für die Wahl gilt im Übrigen
§ 33 Absatz 3 bis 5 der Satzung. Die 

Zahl der investierenden Mitglieder im
Aufsichtsrat darf 25 % der Mitglieder
des Aufsichtsrates nicht überschrei-
ten.

(3) Die Amtszeit der Aufsichtsrats-
mitglieder beträgt vier Jahre. Sie 
beginnt mit dem Schluss der Gene-
ralversammlung, die die Wahl vorge-
nommen hat, und endet am Schluss 
der Generalversammlung, die für 
das vierte Geschäftsjahr nach der 
Wahl stattfindet. Hierbei wird das 
Geschäftsjahr, in welchem das Auf-
sichtsratsmitglied gewählt wird, mit-
gerechnet. Wiederwahl ist zulässig.

(4) Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer 
Amtszeit aus, so besteht der Aufsichts-
rat bis zur nächsten ordentlichen Ge-
neralversammlung, in der die Ersatz-
wahlen vorgenommen werden, nur 
aus den verbleibenden Mitgliedern. 
Eine frühere Ersatzwahl durch eine 
außerordentliche Generalversamm-
lung ist nur dann erforderlich, wenn 
die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder 
unter die gesetzliche Mindestzahl von 
drei herabsinkt. Ersatzwahlen erfol-
gen für den Rest der Amtsdauer des 
ausgeschiedenen Mitglieds.

(5) Aus dem Vorstand ausgeschiede-
ne Mitglieder können erst in den Auf-

sichtsrat gewählt werden, wenn sie 
für ihre gesamte Vorstandstätigkeit 
entlastet worden sind.

§ 25 Konstituierung, Beschlussfas-
sung

(1) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner
Mitte eine:n Vorsitzende:n sowie ei-
ne:n Stellvertreter:in. Sitzungen des
Aufsichtsrats werden durch den 
oder die Vorsitzende:n, im Verhinde-
rungsfalle durch dessen oder deren 
Stellvertreter:in, einberufen. Solange 
ein:e Vorsitzende:r und ein:e Stellver-
treter:in nicht gewählt ist, werden die 
Aufsichtsratssitzungen durch das an 
Lebensjahren älteste Aufsichtsrats-
mitglied einberufen.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfä-
hig, wenn mehr als die Hälfte seiner 
Mitglieder anwesend ist. Er fasst sei-
ne Beschlüsse mit Mehrheit der gültig 
abgegebenen Stimmen. Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen 
werden nicht mitgerechnet. Bei Stim-
mengleichheit gilt ein Antrag als ab-
gelehnt; bei Wahlen entscheidet in 
diesem Fall das Los. § 33 der Satzung 
gilt entsprechend.

(3) Eine Beschlussfassung ist auch 
ohne Einberufung einer Sitzung im 
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Wege schriftlicher Stimmabgabe, per 
Telefax, E-Mail oder in vergleichbarer 
Weise zulässig, wenn der oder die 
Vorsitzende des Aufsichtsrats bzw. 
sein oder ihre Stellvertreter:in eine 
solche Beschlussfassung veranlasst 
und kein Mitglied des Aufsichtsrats 
diesem Verfahren widerspricht.

(4) Die Sitzungen des Aufsichtsrats 
sollen mindestens jährlich stattfin-
den. Außerdem hat der oder die Vor-
sitzende eine Sitzung unter Mitteilung 
der Tagesordnung einzuberufen, so 
oft dies im Interesse der Genossen-
schaft nötig erscheint oder wenn es 
der Vorstand oder die Hälfte der Auf-
sichtsratsmitglieder schriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Grün-
de verlangt. Wird diesem Verlangen 
nicht entsprochen, so können die 
Antragsteller unter Mitteilung des 
Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat 
einberufen.

(5) Die Beschlüsse des Aufsichtsrats 
sind zu Beweiszwecken zu protokol-
lieren. Die Protokolle sind fortlaufend
zu nummerieren und von dem oder 
der Aufsichtsratsvorsitzenden bzw. 
dessen oder deren Stellvertreter:in 
sowie von dem oder der Schriftfüh-
renden zu unterzeichnen.

(6) Wird über Angelegenheiten der 
Genossenschaft beraten, die die Inte-
ressen eines Aufsichtsratsmitglieds, 
seiner:ihres Ehegattin:Ehegatten, 
seiner:ihrer Eltern, Kinder und Ge-
schwister oder einer von ihm:ihr kraft 
Gesetzes oder Vollmacht vertretenen 
Person berührt, so darf das betref-
fende Aufsichtsratsmitglied an der 
Beratung nicht teilnehmen. Das Auf-
sichtsratsmitglied ist jedoch vor der 
Beschlussfassung zu hören.

C. Die Generalversammlung

§ 26 Ausübung der Mitgliedsrechte

(1) Die Mitglieder üben ihre Rechte in 
den Angelegenheiten der Genossen-
schaft in der Generalversammlung 
aus. Sie sollen ihre Rechte persön-
lich ausüben. Jedes Mitglied hat eine 
Stimme, unabhängig von der Zahl der 
übernommenen Geschäftsanteile.

(2) Geschäftsunfähige, beschränkt ge-
schäftsfähige sowie juristische Perso-
nen üben ihr Stimmrecht durch ihre 
gesetzliche Vertretung, Personen-
gesellschaften durch ihre zur Vertre-
tung ermächtigten Teilhabenden aus.

(3) Mitglieder, deren gesetzliche Ver-
tretung oder zur Vertretung ermäch-

tigten Teilhabenden können sich durch 
Bevollmächtigte vertreten lassen.
(4) Mehrere Erbende eines verstor-
benen Mitglieds können das Stimm-
recht nur durch eine gemeinschaft-
lich bevollmächtigte Person ausüben.

(5) Eine bevollmächtigte Person kann 
nicht mehr als zwei Mitglieder ver-
treten. Bevollmächtigte können nur 
Mitglieder der Genossenschaft, Ehe-
gatten:Ehegattinnen, Lebensgefähr-
ten:Lebengefährtinnen, Eltern, Kin-
der oder Geschwister eines Mitglieds 
sein oder müssen zum:zur Vollmacht-
geber:in in einem Gesellschafts- oder 
Anstellungsverhältnis stehen. Perso-
nen, an die die Mitteilung über den 
Ausschluss abgesandt ist, können 
nicht bevollmächtigt werden.

(6) Stimmberechtigte gesetzliche 
bzw. ermächtigte Vertretende oder 
Bevollmächtigte müssen ihre Vertre-
tungsbefugnis schriftlich nachweisen.

(7) Niemand kann für sich oder eine 
andere Person das Stimmrecht aus-
üben, wenn darüber Beschluss ge-
fasst wird, ob er oder sie oder das 
vertretene Mitglied zu entlasten oder 
von einer Verbindlichkeit zu befreien 
ist, oder ob die Genossenschaft gegen 
ihn oder sie oder das vertretene Mit-

glied einen Anspruch geltend machen 
soll. Er oder sie ist jedoch vor der Be-
schlussfassung zu hören.

(8) Investierende Mitglieder sind vom 
Stimmrecht ausgeschlossen.

§ 27 Frist und Tagungsort

(1) Die ordentliche Generalversamm-
lung hat innerhalb der ersten sechs 
Monate nach Ablauf des Geschäfts-
jahres stattzufinden.

(2) Außerordentliche Generalver-
sammlungen können nach Bedarf 
einberufen werden.

(3) Die Generalversammlung findet 
am Sitz der Genossenschaft statt, so-
fern nicht Vorstand und Aufsichtsrat 
einen anderen Tagungsort festlegen.

§ 28 Einberufung und Tagungsort

(1) Die Generalversammlung wird 
durch den Vorstand einberufen.

(2) Die Mitglieder der Genossenschaft 
können in einem von ihnen unter-
zeichneten Antrag unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe die Einberu-
fung einer außerordentlichen Gene-
ralversammlung verlangen. Hierzu 
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bedarf es der Unterschrift von min-
destens einem Zehntel der Mitglieder.
(3) Die Generalversammlung wird 
durch unmittelbare Benachrichtigung 
sämtlicher Mitglieder in Textform 
einberufen. Bei der Einberufung der 
Generalversammlung ist eine Frist 
von mindestens zwei Wochen einzu-
halten, die zwischen dem Tage des 
Zugangs der Einberufung und dem 
Tage der Generalversammlung liegen 
muss. Bereits bei der Einberufung sol-
len die Gegenstände der Beschluss-
fassung bekannt gegeben werden.

(4) Die Tagesordnung wird von dem 
Organ festgesetzt, das die General-
versammlung einberuft. Mitglieder 
der Genossenschaft können in einem 
von ihnen unterzeichneten Antrag 
unter Angabe der Gründe verlangen, 
dass Gegenstände zur Beschluss- 
fassung in der Generalversammlung 
ange- kündigt werden. Hierzu bedarf 
es der Unterschrift von mindestens 
einem Zehntel der Mitglieder.

(5) Über die Gegenstände, deren 
Verhandlung nicht mindestens eine 
Woche vor der Generalversammlung 
angekündigt ist, können Beschlüsse 
nicht gefasst werden. Dies gilt nicht, 
wenn sämtliche Mitglieder er- schie-
nen sind oder es sich um Beschlüsse 

über die Leitung der Versammlung 
oder um Anträge auf einer außer-
ordentlichen Generalversammlung 
handelt.

(6) Zu Anträgen und Verhandlungen 
ohne Beschlussfassung bedarf es der 
Ankündigung nicht.

(7) In den Fällen der Absätze 3 und 5 
gelten die entsprechenden Mitteilun-
gen als zugegangen, wenn sie zwei 
Werktage vor Be- ginn der Frist zur 
Post gegeben worden sind.

§ 29 Versammlungsleitung

Die Bestimmung des Versammlungs-
leiters oder der Versammlungsleite-
rin obliegt der Generalversammlung.

§ 30 Gegenstände der Beschlussfas-
sung

Der Beschlussfassung der General-
versammlung unterliegen neben den 
in dieser Satzung bezeichneten sons-
tigen Angelegenheiten insbesondere:

a) Änderungen der Satzung;

b) Umfang der Bekanntgabe des Prü-
fungsberichts des Prüfungsverban-
des;

c) Feststellung des Jahresabschlusses, 
Verwendung des Jahresüberschusses 
oder Deckung des Jahresfehlbetra-
ges;

d) Entlastung des Vorstands und des 
Aufsichtsrats;

e) Wahl der Mitglieder des Aufsichts-
rats sowie Festsetzung ihrer Vergü-
tungen;

f) Widerruf der Bestellung von Mit-
gliedern des Aufsichtsrats;

g) Ausschluss von Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitgliedern aus der Ge-
nossenschaft;

h) Einleitung von Maßnahmen zur 
Verfolgung von Regressansprüchen 
gegen im Amt befindliche Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder;

i) Festsetzung der Beschränkungen 
bei Kreditgewährung gemäß § 49 
GenG;

j) Verschmelzung, Spaltung und 
Formwechsel der Genossenschaft 
nach den Vorschriften des Umwand-
lungsgesetzes;

k) Auflösung der Genossenschaft;

l) Fortsetzung der Genossenschaft 
nach beschlossener Auflösung;

m) Festsetzung des Eintrittsgeldes.

§ 31 Mehrheitserfordernisse

(1) Die Beschlüsse der Generalver-
sammlung bedürfen der einfachen 
Mehrheit der gültig abgegebenen 
Stimmen, soweit nicht das Gesetz 
oder diese Satzung eine größere 
Mehrheit vorschreibt.

(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln 
der gültig abgegebenen Stimmen ist 
insbesondere in folgenden Fällen er-
forderlich:

a) Änderungen der Satzung;

b) Auflösung der Genossenschaft;

c) Fortsetzung der Genossenschaft 
nach beschlossener Auflösung;

d) Verschmelzung, Spaltung und 
Formwechsel der Genossenschaft 
nach den Vorschriften des Umwand-
lungsgesetzes;

e) Ausschluss von Vorstands- und 
Aufsichtsratsmitgliedern aus der Ge-
nossenschaft.
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(3) Ein Beschluss über die Änderung 
der Absätze 1 bis 6 des § 2 dieser 
Satzung bedarf einer Mehrheit von 
neun Zehnteln der in der Generalver-
sammlung anwesenden Mitglieder. 
Die Generalversammlung ist hinsicht-
lich dieses Beschlussgegenstandes 
nur beschlussfähig, wenn mindestens 
drei Viertel aller Mitglieder anwesend 
oder vertreten sind.

(4) Über die Verschmelzung, Spaltung
und Formwechsel sowie die Auf-
lösung oder Fortsetzung der auf-
gelösten Genossenschaft sowie die 
Änderung der Rechtsform kann nur 
beschlossen werden, wenn zuvor ein
vom Vorstand rechtzeitig zu beantra-
gendes Gutachten des Prüfungsver-
bandes verlesen worden ist.

§ 32 Entlastung 

Über die Entlastung von Vorstand 
und Aufsichtsrat ist getrennt abzu-
stimmen; hierbei haben weder die 
Mitglieder des Vorstands noch des 
Aufsichtsrats ein Stimmrecht.

§ 33 Abstimmungen und Wahlen

(1) Abstimmungen und Wahlen wer-
den mit Handzeichen durchgeführt. 
Sie müssen geheim durch Stimmzet-

tel erfolgen, wenn der Vorstand, der 
Aufsichtsrat oder mindestens der 
vierte Teil der bei einer Beschluss-
fassung hierüber gültig abgegebenen 
Stimmen es verlangt.

(2) Bei Stimmengleichheit gilt ein An-
trag als abgelehnt; bei Wahlen ent-
scheidet in diesem Fall das Los.

(3) Bei der Feststellung des Stimmen-
verhältnisses werden nur die abgege-
benen Stimmen gezählt; Stimment-
haltungen und ungültige Stimmen 
werden nicht berücksichtigt.

(4) Wird eine Wahl mit Handzeichen 
durchgeführt, so ist für jedes zu ver-
gebende Mandat ein besonderer 
Wahlgang erfor- derlich. Gewählt ist, 
wer die meisten Stimmen erhalten 
hat.

(5) Wird eine Wahl mit Stimmzetteln 
durchgeführt, so hat jede wahlbe-
rechtigte Person so viele Stimmen, 
wie Mandate zu vergeben sind. Der 
oder die Wahlberechtigte bezeichnet 
auf dem Stimmzettel jene Person, der 
er oder sie eine Stimme geben will; 
auf eine bewerbende Person kann 
dabei auch nur eine Stimme entfal-
len. Gewählt sind die Bewerbenden, 
die die meisten Stimmen erhalten.

(6) Die gewählte Person hat unver-
züglich gegenüber der Genossen-
schaft zu erklären, ob er oder sie die 
Wahl annimmt.

§ 34 Auskunftsrecht

(1) Jedem Mitglied ist auf Verlangen 
in der Generalversammlung Aus-
kunft über Angelegenheiten der Ge-
nossenschaft zu geben, soweit das 
zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstandes der Tagesordnung er-
forderlich ist. Die Auskunft erteilt der 
Vorstand oder der Aufsichtsrat.

(2) Der Vorstand darf die Auskunft 
verweigern, soweit

a) die Erteilung der Auskunft nach 
vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung geeignet ist, der Genossen-
schaft einen nicht uner- heblichen 
Nachteil zuzufügen;

b) die Fragen steuerliche Wertansät-
ze oder die Höhe einzelner Steuern 
betreffen;

c) die Erteilung der Auskunft strafbar 
wäre oder eine gesetzliche, satzungs-
mäßige oder vertragliche Geheim-
haltungspflicht verletzt würde, das 
Auskunftsverlangen die persönlichen 

oder geschäftlichen Verhältnisse ei-
nes Dritten betrifft;

d) die Verlesung von Schriftstücken 
zu einer unzumutbaren Verlängerung 
der Generalversammlung führen 
würde.

§ 35 Protokoll 

(1) Die Beschlüsse der Generalver-
sammlung sind zu Beweiszwecken zu 
protokollieren. Die Protokolle sind 
fortlaufend zu nummerieren. 
Die Eintragung ist nicht Vorausset-
zung für die Rechtswirksamkeit der 
Beschlüsse.

(2) Die Protokollierung muss spä-
testens innerhalb von zwei Wochen 
erfolgen. Dabei sollen Ort und Tag 
der Versammlung, Name des oder 
der Versammlungsleitenden sowie 
Art und Ergebnis der Abstimmungen 
und die Feststellung des oder der 
Versammlungsleitenden über die Be-
schlussfassung angegeben werden. 
Die Eintragung muss von dem oder 
der Vorsitzenden der Generalver-
sammlung, dem oder der Schriftfüh-
renden und den Vorstandsmitglie-
dern, die an der Generalversammlung 
teilgenommen haben, unterschrieben 
werden. Ihr sind die Belege über die 
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Einberufung als Anlagen beizufügen.

(3) Wird eine Änderung der Satzung 
beschlossen, die einen der in § 16 
Absatz 2 Nr. 2 bis 5, Absatz 3 des Ge-
nossenschaftsgesetzes aufgeführten 
Gegenstände oder eine wesentliche 
Änderung des Gegenstandes des Un-
ternehmens betrifft, so ist dem Pro-
tokoll außerdem ein Verzeichnis der 
erschienenen oder vertretenen Mit-
glieder und der Vertretenden von 
Mitgliedern beizufügen.

(4) Das Protokoll ist mit den dazuge-
hörigen Anlagen aufzubewahren. Die 
Einsichtnahme in das Protokoll ist je-
dem Mitglied der Genossenschaft zu 
gestatten.

§ 36 Teilnahmerecht der Verbände

Vertretende des Prüfungsverbandes 
können an jeder Generalversamm-
lung beratend teilnehmen.

IV. Eigenkapital und 
Haftsumme

§ 37 Geschäftsanteil, Geschäftsgut-
haben und Mindestkapital

(1) Der Geschäftsanteil beträgt EUR
1.200,00 (in Worten: eintausendzwei-

hundert Euro).

(2) Der Geschäftsanteil ist sofort nach 
Eintragung in die Mitgliederliste in 
der Höhe von EUR 1.200,00 (in Wor-
ten eintausendzweihundert Euro) 
zur Einzahlung fällig. Der Vorstand 
kann auf Antrag die Einzahlung auf 
Raten zulassen. Über weitere Ein-
zahlungen beschließt die Generalver-
sammlung. Weitere Geschäftsanteile 
können nur übernommen werden, 
wenn der Pflichtanteil voll eingezahlt 
ist. Sie sind sofort in voller Höhe zur 
Einzahlung fällig. Der Vorstand kann 
auf Antrag die Einzahlung auf Raten 
zulassen.

(3) Die auf einen oder mehrere Ge-
schäftsanteile geleisteten Einzahlun-
gen zuzüglich sonstiger Gutschriften 
und abzüglich zur Verlustabdeckung 
abgeschriebener Beträge bilden das 
Geschäftsguthaben eines Mitglieds.

(4) Die Genossenschaft besitzt ein 
Mindestkapital, das durch Rück-
zahlungen eines Auseinanderset-
zungsguthabens an ausgeschiedene 
Mitglieder oder durch Kündigung 
einzelner Anteile nicht unterschrit-
ten werden darf. Das Mindestkapital 
der Genossenschaft beträgt 95 % der 
gezeichneten Geschäftsguthaben. 

Die Auszahlung des Auseinander-
setzungsguthabens ist im Verhältnis 
aller Auseinandersetzungsansprüche 
ganz oder teilweise ausgesetzt, so-
lange durch die Auszahlung das Min-
destkapital unterschritten würde.

(5) Das Geschäftsguthaben darf, so-
lange das Mitglied nicht ausgeschie-
den ist, von der Genossenschaft nicht 
ausgezahlt, aufgerechnet oder im 
geschäftlichen Betrieb der Genos-
senschaft als Sicherheit verwendet 
werden. Eine geschuldete Einzahlung 
darf nicht erlassen werden; gegen 
diese kann das Mitglied nicht auf-
rechnen.

(6) Die Abtretung oder Verpfändung 
des Geschäftsguthabens an Dritte ist 
unzulässig und der Genossenschaft 
gegenüber unwirksam. Eine Aufrech-
nung des Geschäftsguthabens durch 
das Mitglied gegen die eigenen Ver-
bindlichkeiten gegenüber der Genos-
senschaft ist nicht gestattet. Für das 
Auseinandersetzungsguthaben gilt § 
11 der Satzung.

§ 38 Gesetzliche Rücklage 

(1) Die gesetzliche Rücklage dient nur 
zur Deckung von Bilanzverlusten.

(2) Sie wird gebildet durch eine jähr-
liche Zuweisung von mindestens 
zehn Prozent des Jahresüberschus-
ses zuzüglich eines eventuellen Ge-
winnvortrags bzw. abzüglich eines 
eventuellen Verlustvortrags, solange 
die Rücklage zehn Prozent der Bilanz- 
summe nicht erreicht.

(3) Über die Verwendung der gesetz-
lichen Rücklage beschließt die Gene-
ralversammlung.

§ 39 Andere Ergebnisrücklagen

(1) Neben der gesetzlichen Rückla-
ge wird eine andere Ergebnisrückla-
ge gebildet, der jährlich mindestens 
zehn Prozent des Jahresüberschusses 
zuzüglich eines eventuellen Gewinn-
vortrags bzw. abzüglich eines even-
tuellen Verlustvortrags zuzuweisen 
sind. Weitere Ergebnisrücklagen kön-
nen gebildet werden.

(2) Über die Verwendung der Ergeb-
nisrücklagen beschließen Vorstand 
und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sit-
zung (§ 23 Absatz 1 lit. d der Satzung). 
Die anderen Ergebnisrücklagen sol-
len der Finanzierung von  Investitio-
nen im Rahmen des § 2 Absatz 2 und 
3 dieser Satzung dienen, soweit dies 
die  finanziellen Möglichkeiten der 
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Genossenschaft erlauben.

(3) Das Recht der Generalversamm-
lung, auch die Ergebnisrücklagen 
zur Verlustde- ckung heranzuziehen, 
bleibt unberührt.

§ 39a Kapitalrücklage

Eine Kapitalrücklage kann nach den 
gesetzlichen Vorgaben und den Vorga-
ben dieser Satzung gebildet werden.

§ 40 Nachschusspflicht
Eine Nachschusspflicht der Mitglieder 
besteht nicht.

V. Rechnungswesen

§ 41 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalender-
jahr.

§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht

(1) Der Vorstand hat innerhalb von 
fünf Monaten nach Ende des Ge-
schäftsjahres den Jahresabschluss 
und den Lagebericht, soweit gesetz-
lich erforderlich, für das vergangene 
Geschäftsjahr aufzustellen.

(2) Der Vorstand hat den Jahresab-

schluss sowie den Lagebericht, soweit 
gesetzlich erforderlich, unverzüglich 
dem Aufsichtsrat und mit dessen 
Bemerkungen der Generalversamm-
lung zur Feststellung des Jahresab-
schlusses vorzulegen.

(3) Jahresabschluss, Lagebericht, 
soweit gesetzlich erforderlich, und 
Bericht des Aufsichtsrats sollen min-
destens eine Woche vor der Gene-
ralversammlung in den Geschäfts-
räumen der Genossenschaft oder an 
einer anderen bekannt zu machen-
den Stelle zur Einsicht der Mitglie-
der ausgelegt oder ihnen sonst zur 
Kenntnis gebracht werden.

(4) Der Bericht des Aufsichtsrats über 
seine Prüfung des Jahresabschlusses 
und des  Lageberichts, soweit gesetz-
lich erforderlich, (§ 22 Absatz 2 der 
Satzung) ist der ordentlichen Gene-
ralversammlung zu erstatten.

§ 43 Rückvergütung und Verwen-
dung des Jahresabschlusses

(1) Über die Form und Ausschüttung 
einer Rückvergütung beschließen 
Vorstand und Aufsichtsrat vor Auf-
stellung der Bilanz. Auf die so be-
schlossene Rückvergütung haben die 
Mitglieder einen Rechtsanspruch.

(2) Über die Verwendung des Jahres-
überschusses beschließt die General-
versammlung unter Beachtung der 
Vorschriften des Gesetzes und dieser 
Satzung. Der Jahresüberschuss kann, 
soweit er nicht den Rücklagen zuge-
führt oder zu anderen Zwecken ver-
wendet wird, an die Mitglieder nach 
dem Verhältnis ihrer Geschäftsgutha-
ben am Schluss des vorhergegange-
nen Geschäftsjahres verteilt werden, 
soweit dies durch § 2 Absatz 5 dieser 
Satzung zugelassen wird. Der auf die 
Mitglieder entfallende Jahresüber-
schuss wird dem Geschäftsgutha-
ben so lange zugeschrieben, bis der 
Ge- schäftsanteil erreicht oder durch 
einen Jahresfehlbetrag vermindertes 
Geschäftsguthaben wieder ergänzt 
ist.

§ 44 Deckung eines Jahresfehlbe-
trags

(1) Über die Deckung eines Jahres-
fehlbetrags beschließt die General-
versammlung.

(2) Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht 
auf neue Rechnung vorgetragen oder 
durch Heranziehung anderer Er-
gebnisrücklagen gedeckt wird, ist er 
durch die gesetzliche Rücklage oder 
durch Abschreibung von den Ge-

schäftsguthaben der Mitglieder oder 
durch beides zugleich zu decken.
(3) Werden die Geschäftsguthaben 
zur Deckung des Jahresfehlbetrags 
herangezo- gen, wird der auf das 
einzelne Mitglied entfallende Verlust-
anteil nach dem Verhältnis der über-
nommenen Geschäftsanteile aller 
Mitglieder bei Beginn des Geschäfts-
jahres, in dem der Jahresfehlbetrag 
entstanden ist, berechnet.

VI. Schlussbestimmungen

§ 45 Auflösung der Genossenschaft

Nach Auflösung wird die Genossen-
schaft nach Maßgabe des Genossen-
schaftsgesetzes liquidiert. Land- und 
Waldbesitz der Genossenschaft sind 
an eine Organisation zu verkaufen, 
welche den Fortbestand des Waldes 
gewährleisten kann. Dies gilt, sofern 
der Verkauf nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung und unter be-
sonderer Berücksichtigung von öko-
logischen und ethischen Grundsätzen 
als angemessen bewertet wurde.

§ 46 Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen der Ge-
nossenschaft erfolgen durch unmit-
telbare Benachrichtigungen sämt-
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licher Mitglieder in Textform. Der 
Jahresabschluss und die in diesem 
Zusammenhang offenzulegenden 
Unterlagen, soweit gesetzlich vorge-
schrieben, sowie weitere gesetzlich 
vorgeschriebene Veröffentlichungen, 
werden nur im elektronischen Bun-
desanzeiger unter der Firma der Ge-
nossenschaft bekanntgemacht.
 
(2) Bei der Bekanntmachung sind die 

Namen der Personen anzugeben, von 
denen die Bekanntmachung ausgeht.

§ 47 Gerichtsstand

Gerichtsstand für alle Streitigkeiten 
zwischen dem Mitglied und der Ge-
nossenschaft aus dem Mitgliedsver-
hältnis ist das Amtsgericht oder das 
Landgericht, das für den Sitz der Ge-
nossenschaft zuständig ist.
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